
Diskriminierung: Wirklichkeit oder Mythos?
Konferenz zur Chancengleichheit von Mann und Frau im Beruf

Die klassische Aufteilung in typisch
„männliche“ und typisch „weibliche“
Berufe ist noch immer nicht über-
wunden. (ARCHIVFOTO: ANOUK ANTONY)

Die Benachteiligung der Frauen
am Arbeitsmarkt ist kein Mythos
sondern nach wie vor eine Tat-
sache. Zu diesem Schluss kamen
alle Teilnehmer der Konferenz,
die das Ministerium für Chancen-
gleichheit zusammen mit dem
Mittelstands-, dem Wirtschafts-
und dem Arbeitsministerium so-
wie dem Statec am Dienstag in der
Handelskammer organisiert hatte.

Auch wenn die Frauen in den
vergangenen Jahren im Vergleich
zu ihren männlichen Kollegen
dank einer ganzen Reihe von Ge-
setzen und EU-Richtlinien aufho-
len konnten, so gibt es dennoch
einen beträchtlichen Unterschied.
In Luxemburg gingen 54,5 Prozent
aller Frauen im Alter zwischen 15
und 64 Jahren 2006 einer bezahl-
ten Beschäftigung nach, bei den
Männern lag die Quote bei 72,6
Prozent. Zehn Jahre zuvor waren
erst 43,7 Prozent der Frauen ar-
beitstätig. Die Lissabon-Strategie
sieht indes vor, dass 60 Prozent
der Frauen bis 2012 in den Arbeits-
markt integriert sind. 

Die Beschäftigungsquote allein
ist allerdings nicht aussagekräftig.
Nach wie vor geht ein Großteil der
Frauen einem eher unattraktiven
Job nach, Frauen in Führungs-

positionen sind immer noch die
Ausnahme. Auch die Aufteilung in
typisch weibliche und typisch
männliche Berufe hat nach wie vor
Bestand. Junge Frauen geben zwar
kaum noch ihren Beruf auf, wenn
sie heiraten, Kinder sind aber im-
mer noch für viele ein Grund,
ihren Job an den Nagel zu hängen
oder auf Teilzeitarbeit umzustei-
gen. Die Forderung nach gleichem
Lohn für gleiche Arbeit bleibt auch
2007 weiter aktuell. 

Zwar kann man errechnen, ob
und wann Frauen arbeiten. Proble-
matischer wird es allerdings, wenn
man die Benachteilung konkret er-
fassen will. Hier spielen sehr un-
terschiedliche Faktoren eine Rol-
le: „Wenn wir die Diskriminierung
statistisch erfassen wollen, riskie-
ren wir Äpfel mit Birnen zu ver-
gleichen“, meinte Statec-Direktor
Serge Allegrezza. Beispiel Bezah-
lung: Da Frauen oft in untergeord-
neten Jobs tätig sind, muss man
erst einmal klären, weshalb das so,
ist bevor man die Löhne ver-
gleichen kann. (DS)

L E I T A R T I K E L

Tiefe innere Widersprüche
„Erdogans kluger
Schachzug löst
nicht alle
Konflikte.“

HORTENSE BENTZ

In Ankara sind die Würfel ge-
fallen. Es ist mehr als wahr-
scheinlich, dass Abdullah Gül

demnächst – nach ein, zwei oder
drei Wahlgängen – in der National-
versammlung gewählt und am 16.
Mai als neuer Präsident der Türkei
vereidigt werden wird. 

Realpolitisch gesehen hat Minis-
terpräsident Erdogan sicher eine
kluge Entscheidung getroffen. Mit
einer eigenen Kandidatur hätte er
nicht nur seine konservativ-islami-
sche Partei AKP gespalten, die bei
den Parlamentswahlen im Herbst
auf keinen Fall auf ihren charisma-
tischen Ministerpräsidenten ver-
zichten will, um den Wahlerfolg
von 2002 zu wiederholen. Er hätte
darüber hinaus womöglich eine
politische und gesellschaftliche
Krise heraufbeschworen. Mehr als
hunderttausend Menschen waren
auf die Straße gegangen, um ge-
gen seine Kandidatur als Präsident
zu demonstrieren. Zu groß war of-
fenbar das Misstrauen und die
Furcht vor einer schleichenden Is-
lamisierung des Staates und sei-
ner Institutionen. Denn in der Tür-
kei hat das Amt des Präsidenten
besonderes Gewicht. Er gilt als
der Garant des Laizismus und als
Wahrer des Erbes von Mustafa
Kemal Atatürk. 

Abdullah Gül seinerseits werden
viele Qualitäten nachgesagt. Er ist
ein international erfahrener Politi-
ker, der sich als Außenminister im
Inland wie im Ausland großes An-
sehen erworben hat. Innerhalb der
AKP gilt er nicht nur als Führer
des liberalen Flügels, sondern er
genießt darüber hinaus den Ruf
eines Mannes, der eine ausge-
prägte Fähigkeit zum Stiften von
Konsens und dabei offenbar die
nötigen diplomatischen Fähigkei-
ten besitzt, um die Türkei an die
EU heranzuführen und gleichzeitig
das außenpolitische Gewicht sei-
nes Landes in der Region und in
den Beziehungen mit Russland
nicht nur zu wahren, sondern gar
zu erhöhen.

Erdogans Entscheidung, die bei so
viel Vorschusslorbeeren wie eine
geschickte Umschiffung von ge-
fährlichen Klippen und wie eine
sanfte Lösung anmutet, ist in ihrer
Bedeutung für die politische Zu-
kunft der Türkei nicht zu unter-
schätzen. Erstmals werden sowohl
Präsident als auch Ministerpräsi-
dent einer Partei mit islamischen

Wurzeln angehören. Einer Partei,
der ihre Gegner trotz aller Refor-
men und trotz des beachtlichen
Wirtschaftsbooms, den sie initiiert
hat, nicht recht trauen. Diese Geg-
ner, seien es das Militär, die alt-
eingesessenen Parteien oder die
aufgeschlossene urbane Bevölke-
rung der Türkei, werden, ebenso
wie Politik und Öffentlichkeit im
Westen, mit Argusaugen auf die
geringsten Anzeichen eines islami-
schen Fundamentalismus achten. 

Zwar hat Erdogan die Türkei bis-
her „strikt auf Westkurs“ gehal-
ten. Auch wird Abdullah Gül in sei-
nem zukünftigen Amt vor allem
den Institutionen und nicht seiner
Partei verpflichtet sein. Aber die
Gefahr, an den Herausforderungen
und mannigfachen inneren Wider-
sprüchen der türkischen Gesell-
schaft zu zerbrechen, ist groß. Auf
religiös-politischer Ebene lassen
vermehrte Anschläge und Atten-
tate auf Andersgläubige die Frage
nach einem immer aggressiver
werdenden Nationalismus in der
Türkei lauter werden. Die Islamis-
mus-Debatte wirft zudem lange
Schatten, denn die Kopftuch-Frage
– Güls Ehefrau Hayrunissa war vor
einigen Jahren vor Gericht gezo-
gen, weil sie wegen ihres Kopf-
tuchs nicht in der Türkei studieren
durfte – ist eine so rein persönli-
che Angelegenheit nicht, wie der
Präsidentschaftskandidat sie
gerne darstellen möchte. 

Neben den religiösen gibt es die
traditionellen kulturellen Wider-
sprüche. Die Diskrepanz zwischen
den Lebenswelten der an den Tra-
ditionen festhaltenden Bewohner
der ländlichen Regionen und dem
sich beschleunigenden Lebensstil
der „modernen“ Bevölkerung in
den Städten wird immer größer.

Der Westen wird aber vor allem
folgende Frage stellen: Wie hält
die neue Doppelspitze es mit den
Menschenrechten? Wie gedenkt
sie die rechtsstaatlichen Defizite
zu beheben? Und die Antworten,
die Ankara auf diese Fragen gibt,
werden nicht nur die Zukunft sei-
ner Beziehungen mit der Europäi-
schen Union entscheiden.

D E R  K O M M E N T A R

Theorie und Praxis
Eine Teilnehmerin brachte es am
Dienstag auf den Punkt: „So lange
wir uns im Rahmen von Konferen-
zen immer noch mit dem Thema
der Benachteiligung von Frauen am
Arbeitsmarkt auseinandersetzen
müssen, sind wir noch weit von der
Chancengleichheit zwischen Mann
und Frau entfernt.“ Damit hat sie
sicherlich Recht, aber auch dut-
zende Konferenzen zum Thema
werden an der alltäglichen Situa-
tion nichts ändern. Auch an den
entsprechenden Gesetzen fehlt es
nicht. In den vergangenen Jahren
wurden zahlreiche Gesetze und EU-
Richtlinien zur Problematik erlas-
sen. Und trotzdem besteht zwi-
schen Theorie und Praxis nach wie
vor eine tiefe Kluft. An dieser
Schieflage kann der Gesetzgeber
nur bedingt etwas ändern. Die Saat

wird nämlich viel früher gestreut.
In der Familie, in der Schule ...
Hier müssten endlich die Stereo-
typen durchbrochen werden. Doch
genau das ist unglaublich schwer.
Mädchen, die zu selbstbewussten
Frauen erzogen werden, werden
sich nämlich im späteren Leben
nicht in die Ecke abdrängen las-
sen und sich nicht mit unattrakti-
ven Jobs zufriedengeben. Zudem
belegen die Statistiken, dass die
Mädchen in Sachen Ausbildung
mächtig aufgeholt haben. Sie
schneiden in der Schule in der Re-
gel besser ab, als die gleichaltri-
gen Jungs. Das gibt Hoffnung für
die Zukunft, denn theoretisch
müssten sie also bessere Start-
chancen in die Berufswelt haben.
Theoretisch!

DANI SCHUMACHER

Einheitliche Akte: Für die Krankenhauspatienten soll ein elektronisches Dossier erstellt werden. (FOTO: MARC WILWERT)

Tagung der Krankenkassen-Quadripartite

Vorsicht walten lassen
An Laboranalysen scheiden sich die Geister

V O N  J O E L L E  M E R G E S

Die Frühjahrstagung der Kranken-
kassen-Quadripartite zog gestern
eine erste Zwischenbilanz des lau-
fenden Haushaltsjahrs und wid-
mete sich laufenden Vorgängen
wie der Vergabe von Medikamen-
ten, der Kostenentwicklung im
Krankenhaussektor und dem Miss-
brauch bei der Verschreibung von
Krankenscheinen. 

Letzten Endes war es aber das
Thema der Laboranalysen, bei
dem die Meinungsverschiedenhei-
ten am deutlichsten hervortraten.
Ende März hatte die Krankenkas-
senunion (Union des caisses de
maladie, UCM) entschieden, dass
bis auf einige Ausnahmen nur
noch die Kosten für zwölf Einzela-
nalysen je Labortest zurückerstat-
tet werden sollen, und zwar unab-
hängig davon, ob die Tests in Pri-
vatlabors oder in Krankenhäusern
durchgeführt werden. Sowohl die
Vertreter der Ärzteschaft wie des
Laborsektors stellten gegenüber

ihren Quadripartite-Partnern klar,
dass sie sich trotz dieses Beschlus-
ses nicht in ihrer Verschreibe- und
Analysepraxis einschränken wol-
len. Auch wenn am Ende der Pa-
tient der Leidtragende sei, weil er
die Kosten für die Zusatztests zah-
len müsse. 

Gesundheits- und Sozialminis-
ter Mars Di Bartolomeo ist sich
der Tragweite des UCM-Beschlus-
ses wohl bewusst. Gleichwohl
muss er das Krankenkassenbudget
im Auge behalten, bei dem sich für
2007 wie bereits für 2006 ein vor-
sichtiges Gleichgewicht abzeich-
net – sofern es zu keinen überra-
schenden Mehrbelastungen kom-
me. Angesichts der nach wie vor
angebrachten Haushaltsdisziplin
zeigte sich Di Bartolomeo gestern
zufrieden darüber, dass sowohl
die Träger der Kliniklabors wie
die der privaten Labors einer Dis-
kussion über das Thema zustimm-
ten. Erste Ergebnisse könnten bei
der nächsten Quadripartite-Ta-
gung im Herbst vorliegen. Fort-
schritte wurden nach Aussagen

des Gesundheitsministers in der
Frage einer einheitlichen Patien-
tenakte erzielt. Ein Prototyp in
Papierform soll in absehbarer Zeit
erstellt werden, wobei man sich
allerdings auf den Kranken-
haussektor beschränken wolle.
Langfristig sollen die Patientenda-
ten in eine elektronische Akte ein-
fließen.

Wie der Minister erklärte, be-
steht seit Herbst ein Abkommen
zwischen den Krankenkassen und
der Ärztevereinigung, um den
Missbrauch bei der Verschreibung
von Krankenscheinen einzudäm-
men. Dieser Debatte wollten sich
die Ärzte nicht verschließen.
Auch wenn es keine „mathemati-
sche Formel“ gebe, über die man
den Missbrauch definieren könne,
führte AMMD-Generalsekretär
Claude Schummer aus. Und so-
lange man das Unwort Eigenbetei-
ligung nicht in den Mund nehmen
dürfe, seien der Ärzteschaft in der
Frage der übertriebenen Krank-
meldungen ohnehin quasi die
Hände gebunden.
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